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Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplans für den Campingplatz mit Biergarten im  
Stadtteil Rolandswerth 
Gemarkung Rolandswerth, Flur 2, Flurstücke 291/22, 291/26 und 291/31 

 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Ingendahl, sehr geehrter Herr Ortsvorsteher Berndt,  

sehr geehrter Herr Günther,  

 

hiermit beantragen wir für Herrn Peter Solimann, Privates Gymnasium Nonnenwerth gemeinnützige GmbH, 

Insel Nonnenwerth, 53424 Remagen die Aufstellung eines Bebauungsplans für den Bereich des Camping-

platzes „Siebengebirgsblick“ mit Biergarten sowie die entsprechende Änderung des Flächennutzungsplans.  
 

Antragstellerin: Herr Peter Solimann 

Vorhaben: bauplanungsrechtliche Sicherung eines Campingplatzes mit Biergarten  

Eigentümer: o.a. Antragsteller 
 

Der Campingplatz „Siebengebirgsblick“ bzw. die Flurstücke 291/22 und 291/26, Flur 2, Gemarkung Rolands-

werth wurden vom Antragsteller Anfang des Jahres erworben. Der Campingplatz an sich verfügt über ver-

schiedene Genehmigungen und ist im Flächennutzungsplan als Grünfläche ohne nähere Zweckbestimmung 

dargestellt.  

Der Campingplatz wird wegen seiner Lage im Überschwemmungsgebiet als Saisoncampingplatz betrieben. 

Im Einfahrtbereich des Campingplatzes befindet sich ein Biergarten, der bis letztes Jahr betrieben wurde. 

Für den Biergarten wurde von dem damaligen Betreiber bereits ein Antrag auf Aufstellung eines Bebau-

ungsplans gestellt, dem nach Beratung und positiver Beschlussfassung in den städtischen Gremien im Mai 

2019 allerdings nicht bis zu einer Beratungsreife geführt wurde. In der Folge wurde für den Betrieb des 

Biergartens die Nutzung untersagt.  
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Dem neuen Eigentümer ist sehr an einer rechtssicheren Situation gelegen und er möchte den Campingplatz 

gerne weiter mit dem Biergarten betreiben lassen. Dabei wird größer Wert auf einen mit der Wohnumgebung 

verträglichen Betrieb gelegt.  

Seit Anfang des Jahres wurden verschiedene Varianten geprüft. Favorisiert wird die Komplettüberplanung 

des Areals incl. des schmalen Grundstücks 291/31 entlang des Rheins, das schon seit je her von den Dau-

ercampern als Freifläche mit genutzt wird. Das Grundstück soll zur Sicherung der Nutzung erworben wer-

den.  
 

Der Biergarten könnte maximal 180 Sitzplätze umfassen, wobei die notwendigen Stellplätze hierfür auf dem 

Campingplatzeigentum errichtet werden können.  

Eine erste schalltechnische Berechnung mit Betrieb des Biergartens und genügend Stellplätzen ergab, dass 

die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten eingehalten werden.  

Die artenschutzrechtlichen Erfassungen sind nach Abstimmung des Untersuchungsumfangs mit der Unte-

ren Naturschutzbehörde bereits größtenteils erfolgt und bedürfen nur noch der Ergänzung um den Herbst-

vogelzug.  

Daher kann in einem frühen Planungsstadium bereits abgeschätzt werden, dass weder immissionsschutz-

rechtlich noch artenschutzrechtliche Belange der Planung entgegenstehen.  
 

Sofern nun über den Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplans positiv entschieden werden sollte, ist 

der Antragsteller bereit, sich zur vollständigen Tragung der Planungskosten incl. Gutachten und evtl. erfor-

derlichen Ausgleichsmaßnahmen in einem Vertrag zu verpflichten.  
 

Zudem ist dem Antragsteller bekannt, dass die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens eine Ermessens-

entscheidung der Stadt darstellt, auf die kein Anspruch besteht und dass aus der Einleitung des Bebau-

ungsplanverfahrens kein Anspruch auf Erlass eines Bebauungsplans ableitbar ist. Vergebliche Aufwendun-

gen die dadurch entstehen, dass das Bebauungsplanaufstellungsverfahren im Rahmen des Planungser-

messens der Stadt oder aus sonstigen dem Bebauungsplanverfahren zuzurechnenden Gründen aufgege-

ben wird, liegen in der Risikosphäre des Antragstellers. 

Auch ist bekannt, dass die Stadt den Bebauungsplan nach 7 Jahren aufheben kann und aus der Aufhebung 

des Bebauungsplanes keine Ansprüche gegen die Stadt geltend gemacht werden können. 

 

Für Rückfragen oder weitere Erläuterungen stehen wir Ihnen selbstverständlich zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Annette Weber  

(Stadtplanerin) 

 

Anlagen:  erster Vorentwurf einer Planzeichnung 

 Erster Vorentwurf von textlichen Festsetzungen 


